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173 - Ausgabe A. 


Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 25 Ausgegeben Danzig, den 5. September 1928 


54 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
betreffend Errichtung von Arbeitnehmer⸗Ausſchüſſen. 
Vom 31. 8. 1928. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 
8 1. 

Zur Wahrung der gemeinſamen wirtſchaftlichen Intereſſen der Arbeitnehmer (Arbeiter und An— 
geſtellten) dem Arbeitgeber gegenüber und zur Unterſtützung des Arbeitgebers in der Erfüllung der 
Betriebszwecke ſind in allen Betrieben, die in der Regel mindeſtens zwanzig Arbeitnehmer beſchäftigen, 
Arbeitnehmerausſchüſſe zu errichten. 

82. 

In Betrieben, die in der Regel weniger als zwanzig, aber mindeſtens fünf e Arbeit⸗ 
nehmer beſchäftigen, von denen mindeſtens drei Auch den §8 20 und 21 wählbar find, iſt ein Betriebs⸗ 
obmann zu wählen. 

Beſchäftigen ſolche Betriebe mindeſtens fünf wahlberechtigte Arbeiter und fünf wahlberechtigte 
Angeſtellte, ſo kann ein gemeinſamer Betriebsobmann gewählt werden. Iſt eine Einigung der Mehrheit 
beider Gruppen nicht zu erzielen, ſo wählen Arbeiter und Angeſtellte je einen Betriebsobmann. 

8 3. 

In Betrieben, die mindeſtens zwanzig Hausgewerbetreibende (8 119 b Gewerbeordnung) beſchäftigen, 
welche in der Hauptſache für denſelben Betrieb arbeiten und ſelbſt keine Arbeitnehmer beſchäftigen, muß 
ein beſonderer Ausſchuß für die Hausgewerbetreibenden errichtet werden. Die näheren Beſtimmungen 
trifft der Senat. 

§ 4. 


Auf die Betriebe 50 Land» und Forſtwirtſchaft ſowie ihre Nebenbetriebe finden die 88 1 und 2 
mit der Maßgabe Anwendung, daß bei der Zahl der Arbeitnehmer nur die ſtändigen Arbeitnehmer 
berückſichtigt werden. In dieſen Betrieben iſt erſt dann ein Betriebsobmann zu wählen, wenn mindeſtens 
zehn ſtändige Arbeitnehmer vorhanden ſind, von denen mindeſtens drei nach den 88 20 und 21 wählbar ſind. 

8 5. 

Die Einrichtung von Arbeitnehmervertretungen für die Betriebe der Seeſchiffahrt und der Binnen- 
ſchiffahrt wird durch beſonderes Geſetz geregelt. 

8 6. 

Zur Wahrnehmung der beſonderen wirtſchaftlichen Intereſſen der Arbeiter und Angeſtellten des 
Betriebs dem Arbeitgeber gegenüber ſind in allen Betrieben, in deren Ausſchüſſen Arbeiter und 
Angeſtellte vertreten ſind, Arbeiterausſchüſſe und Angeſtelltenausſchüſſe zu errichten, die bei Regelung 
von Lohn- und Arbeitsbedingungen ſowie bei Abſchluß von Tarifverträgen für den Betrieb mitwirken. 

8 7. ö 


In Betrieben, in denen zwei Betriebsobleute gewählt ſind, vertritt jeder von dieſen die beſonderen 
Intereſſen ſeiner Gruppe. 


In Betrieben, in denen nur ein Betriebsobmann gewählt iſt, vertritt dieſer neben den gemeinſamen 
auch die beſonderen Intereſſen jeder einzelnen Gruppe. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 13. 9. 1928.) 
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8 8. 


Die Befugnis der wirtſchaftlichen Vereinigungen von Arbeitern und Angeſtellten, die Intereſſen 
ihrer Mitglieder zu vertreten, wird durch die Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht berührt. 


8 9. 

Als Betriebe im Sinne des Geſetzes gelten alle Betriebe, Geſchäfte und Verwaltungen des öffent- 
lichen und privaten Rechtes. 

Nicht als beſondere Betriebe gelten Nebenbetriebe und Beſtandteile eines Unternehmens, die durch 
die Betriebsleitung oder das Arbeitsverfahren miteinander verbunden ſind, ſofern ſie ſich innerhalb der 
gleichen Gemeinde oder wirtſchaftlich zuſammenhängender, nahe beieinanderliegender Gemeinden befinden. 


8 10. 


Arbeitnehmer im Sinne dieſes Geſetzes ſind Arbeiter und Angeſtellte mit Ausnahme der Familien⸗ 
angehörigen des Arbeitgebers. 


Nicht als Arbeitnehmer gelten 

1. die öffentlichen Beamten und Beamtenanwärter, 

2. Perſonen, deren Beſchäftigung nicht in erſter Linie ihrem Erwerbe dient, ſondern mehr durch 
Rückſichten der körperlichen Heilung, der Wiedereingewöhnung, der ſittlichen Beſſerung oder 
Erziehung oder durch Beweggründe charitativer, religiöſer, wiſſenſchaftlicher oder künſtleriſcher 
Art beſtimmt wird. 

8 11. 

Arbeiter im Sinne dieſes Geſetzes ſind die im Dienſte anderer gegen Entgelt oder als Lehrlinge 
beſchäftigten Perſonen mit Ausſchluß der Angeſtellten. 

Arbeiter im Sinne dieſes Geſetzes ſind ferner die in der Gemeinde des Betriebs oder in wirt⸗ 
ſchaftlich mit ihr zuſammenhängenden, nahe bei ihr liegenden Gemeinden wohnenden Hausgewerbe— 
treibenden ($ 3), welche in der N für denſelben Betrieb arbeiten und ſelbſt keine Arbeitnehmer 
beſchäftigen. 

Iſt für dieſe ein beſonderer Ausſchuß gemäß 8 3 zu errichten, fo ſcheiden fie als Arbeitnehmer aus 
der Zahl der im Betriebe Beſchäftigten aus. 

8 12. 

Angeſtellte im Sinne dieſes Geſetzes find Perſonen, welche eine der im § 1 Abſ. 1 des Verſicherungs— 
geſetzes für Angeſtellte angeführten Beſchäftigungen gegen Entgelt ausüben, auch wenn fie nicht ver- 
ſicherungspflichtig ſind. Außerdem gelten als Angeſtellte die in einer geregelten Ausbildung zu einer 
dieſer Beſchäftigungen befindlichen Lehrlinge und die mit niederen oder lediglich mechaniſchen DienelehAingen 
beſchäftigten Büroangeſtellten. 

Nicht als Angeſtellte im Sinne dieſes Geſetzes gelten die Vorſtandsmitglieder und geſetzlichen Ver⸗ 
treter von juriſtiſchen Perſonen und von Perſonengeſamtheiten des öffentlichen und privaten Rechtes, 
ferner die Geſchäftsführer und Betriebsleiter, ſoweit ſie zur ſelbſtändigen Einſtellung oder Entlaſſung der 
übrigen im Betrieb oder in der Betriebsabteilung beſchäftigten Arbeitnehmer berechtigt ſind oder ſoweit 
ihnen Prokura oder Generalvollmacht erteilt iſt. 

8 13. 


Durch Verordnung des Senats kann für die öffentlichen Behörden und Betriebe ſowie für die 
öffentlich-rechtlichen Körperſchaften, die hinſichtlich der Dienſtverhältniſſe ihrer Beamten der Staatsaufſicht 
unterſtehen, beſtimmt werden, daß gewiſſe Gruppen von Beamten und Beamtenanwärtern als Arbeiter 
oder Angeſtellte im Sinne dieſes Geſetzes zu betrachten ſind. 


Geſchieht dies, jo kommen für das Dienſtverhältnis der Beamten die SS 78 Ziffer 8, 9, SS 81 bis 
90, 88 96 bis 98 nicht in Anwendung. 

In gleicher Weiſe kann beſtimmt werden, daß beſtimmte Gruppen von Arbeitnehmern, die Ausſicht 
auf Übernahme in das Beamtenverhältnis haben oder die in Behörden mit gleichen oder ähnlichen 
Arbeiten wie die Beamten oder Beamtenanwärter beſchäftigt werden, nicht als Arbeitnehmer im Sinne 
dieſes Geſetzes zu betrachten ſind, wenn ihnen bei der Bildung von Beamtenvertretungen (Beamtenausſchüſſe) 
die gleichen Rechte gewährt ſind wie den Beamten. 

8 14. 


Iſt der Arbeitgeber keine Einzelperſon, ſo üben die Rechte und Pflichten des Arbeitgebers nach 
dieſem Geſetz aus: 
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1. bei den juriſtiſchen Perſonen und Perſonengeſamtheiten des privaten Rechtes die geſetzlichen 
Vertreter, 

2. bei dem Staate, den Gemeindeverbänden, den Gemeinden und den anderen Körperſchaften 
des öffentlichen Rechtes die Vorſtände der einzelnen Dienſtſtellen nach Maßgabe der für den 
Staat und die hinſichtlich der Dienſtverhältniſſe der Arbeitnehmer ſeiner Aufſicht unterſtehenden 
Körperſchaften vom Senat zu erlaſſenden Vorſchriften. 

Vertretung des Arbeitgebers durch Bevollmächtigte iſt zuläſſig. 


II. Aufbau der Betriebs vertretungen. 
A. Arbeitnehmerausſchuß. 
I. Zuſammenſetzung und Wahl. 
8 15. 
Der Arbeitnehmerausſchuß beſteht: 
in Betrieben von 20 bis 49 Arbeitnehmern aus 3 Mitgliedern, 
1 „ mit 50 n 99 1 11 5 
„100 195 8 6 8 

die Zahl der Mitglieder erhöht ſich um je eines in Betrieben von 

200 bis 999 Arbeitnehmern für je weitere 200, 

1000 „ 5999 " es 8 ‚ 

6000 und mehr 5 a „ 1000. 

Die Höchſtzahl der Mitglieder beträgt 30. 

Der Arbeiterausſchuß und der Angeſtelltenausſchuß werden gebildet durch die Arbeitermitglieder 
und die Angeſtelltenmitglieder des Arbeitnehmerausſchuſſes. Sind dies nur ein oder zwei Mitglieder, ſo 
haben auch ſie die Rechte und Pflichten eines Arbeitnehmerausſchuſſes oder eines Angeſtelltenausſchuſſes. 
Iſt die Zahl der Arbeiter oder die der Angeſtellten fo groß, daß die Arbeiter oder Angeſtellten bei Zu- 
grundelegung der Berechnung nach Abſ. 1 bis 3 mehr Vertreter für den Gruppenausſchuß beanſpruchen 
können, als ſie im Arbeitnehmerausſchuß haben, ſo tritt eine entſprechende Zahl von Ergänzungs⸗ 
mitgliedern hinzu. 

Hat ein Betrieb, für den ein Arbeitnehmerausſchuß zu errichten iſt, weniger wählbare Arbeitnehmer 
als die nach Abſ. 1 bis 3 erforderte Zahl der Ausſchußmitglieder, ſo beſteht der Ausſchuß aus drei 
Mitgliedern, hat er weniger als drei wählbare Arbeitnehmer, ſo ſind Betriebsobleute zu wählen. 

8 16. 

Befinden ſich unter den Arbeitnehmern ſowohl Arbeiter wie Angeſtellte, ſo muß jede Gruppe, ent⸗ 
ſprechend ihrem Zahlenverhältnis bei Anberaumung der Wahl im Ausſchuß vertreten ſein. 

Keine Gruppe darf weniger als einen Vertreter haben. 

Die Minderheitsgruppe erhält wenigſtens 

bei 50 bis 299 Gruppenangehörigen 2 Mitglieder, 
„ 300 „ 599 


7 


10 7 


* 3 " r 
* 600 "n 999 * 4 f * * 
„ 1000 „ 2999 3 5 5 5 
„ 3000 „ 5999 8 6 * 5 
„ 6000 und mehr = 8 


Die Feſtſtellung des Zahlenverhältniſſes erfolgt durch den Wahlvorſtand nach den für die Ver⸗ 
hältniswahl geltenden Grundſätzen des Wahlverfahrens ($ 25). 

Eine Minderheitsgruppe erhält keine Vertretung, wenn ihr nicht mehr als fünf Perſonen angehören 
und dieſe nicht mehr als ein Zwanzigſtel der Arbeitnehmer des Betriebs darſtellen. 

8 17. 

Die Verteilung der Mitglieder auf die Gruppen kann abweichend von den Beſtimmungen des 
$ 16 geordnet werden, wenn die Mehrheit beider Gruppen es in getrennter geheimer Abſtimmung 
beſchließt. 

Zählt eine Gruppe weniger wählbare Perſonen als die nach § 16 erforderte Zahl, fo kann fie auch 
Angehörige der andern Gruppe zu ihren Vertretern wählen. 

8 18. 

Die Mitglieder des Arbeitnehmerausſchuſſes und die Ergänzungsmitglieder ($ 15 Abſ. 4), welche 

Arbeiter find, werden von den Arbeitern, die Mitglieder und Ergänzungsmitglieder (§ 15 Abſ. 4), 
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welche Angeſtellte find, von den Angeſtellten des Betriebs ſämtlich in einer Wahl aus ihrer Mitte in 
unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grundſätzen der Verhältniswahl auf die Dauer von zwei 
Jahren gewählt. Wiederwahl iſt zuläſſig. 

Steigt die Zahl der Arbeitnehmer vorübergehend auf mehr als das Doppelte aber mindeſtens um 
fünfzehn, darunter drei Wahlberechtigte, jo wählt der nur vorübergehend bejchäfligte Teil der Arbeit- 
nehmer in geheimer Wahl einen Vertreter, welcher der etwa beſtehenden Betriebsvertretung beitritt. Iſt 
keine Betriebsvertretung vorhanden, ſo hat er die Stellung eines Betriebsobmanns. 

Überſteigt die Zahl der vorübergehend beſchäftigten hundert, ſo kann auf Mehrheitsbeſchluß ſämt⸗ 
licher wahlberechtigten Arbeitnehmer ein Arbeitnehmerausſchuß neu errichtet werden. In Land- und 


forſtwirtſchaftlichen Betrieben und deren Nebenbetrieben wählen unter der gleichen Vorausſetzung die 


vorübergehend Beſchäftigten in geheimer Wahl zwei Vertreter, welche der beſtehenden Betriebsvertretung 
beitreten. 
8 19. 

Wenn die wahlberechtigten Arbeiter und die wahlberechtigten Angeſtellten vor jeder Neuwahl in 
geheimen, getrennten Abſtimmungen mit Zweidrittel Mehrheit dafür ſtimmen, ſind die Vertreter der 
Arbeiter und die der Angeſtellten in gemeinſamer Wahl aller Arbeitnehmer zu wählen. Die Bildung von 
Arbeiterausſchüſſen und Angeſtelltenausſchüſſen gemäß $ 6, ſowie die Beſtimmung der 88 15 und 16 
werden von dieſer Beſtimmung nicht berührt. 


8 20. 

Wahlberechtigt ſind alle über 20 Jahre alten männlichen und weiblichen Arbeitnehmer, die ſich im 
Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 

Wählbar ſind die Wahlberechtigten, die das fünfundzwanzigſte Lebensjahr vollendet haben und die 
Danziger Staatsangehörigkeit beſitzen, die nicht mehr in Berufsausbildung find und am Wahltag min- 
deſtens ſechs Monate dem Betrieb oder dem Unternehmen ſowie mindeſtens drei Jahre dem Gewerbe— 
zweig oder dem Berufszweig angehören, in dem ſie tätig ſind. 

Kein Arbeitnehmer iſt in mehr als einem Betriebe wählbar: 

g 21 

Beſteht der Betrieb oder das Unternehmen weniger als ſechs Monate, ſo iſt dem Erforderniſſe der 
Betriebsangehörigkeit genügt, wenn der Arbeitnehmer ſeit der Begründung darin beſchäftigt iſt. 

Von dem Erforderniſſe der ſechsmonatlichen Betriebsangehörigkeit iſt bei den . be⸗ 
ſchäftigten Arbeitnehmern abzuſehen in ſolchen Betrieben, die ihre Arbeitnehmer oder einen Teil ihrer 
Arbeitnehmer regelmäßig nur einen Teil des Jahres beſchäftigen. 

Sind im Betriebe nicht genügend Arbeitnehmer vorhanden, die nach § 20 Abſ. 2 wählbar find, 
ſo kann allgemein von dem Erforderniſſe der ſechsmonatigen Betriebsangehörigkeit, nötigenfalls auch von 
dem der dreijährigen Gewerbe- oder Berufsangehörigkeit abgeſehen werden. 

Bei Schwerbeſchädigten im Sinne des Geſetzes vom 6. Oktober 1925 (Geſetzbl. S. 271), die infolge 
ihrer Beſchädigung einen neuen Beruf haben ergreifen müſſen, iſt von dem Erforderniſſe der dreijährigen 
Gewerbe- und Berufsangehörigkeit abzuſehen. 

8 22. 
Bei der Zuſammenſetzung des Arbeitnehmerausſchuſſes ſollen die verſchiedenen Berufsgruppen der 


im Betriebe beſchäftigten männlichen und weiblichen Arbeitnehmer nach Möglichkeit berückſichtigt werden. 


8 23. 
Der Arbeitnehmerausſchuß hat ſpäteſtens 4 Wochen vor Ablauf ſeiner Wahlzeit mit einfacher 


Stimmenmehrheit einen aus drei Wahlberechtigten beſtehenden Wahlvorſtand und einen der Gewählten 


zum Vorſitzenden zu wählen. Dabei ſollen Minderheiten nach Möglichkeiten berückſichtigt werden. 
Kommt der Arbeitnehmerausſchuß ſeiner Verpflichtung nicht nach, ſo hat der Arbeitgeber innerhalb 
vier Wochen einen aus den drei älteſten wahlberechtigten Arbeitnehmern beſtehenden Wahlvorſtand zu 
beſtellen, in dem im Betrieben mit Arbeitnehmern und Angeſtellten beide Gruppen vertreten ſein müſſen. 
Der Wahlvorſtand beſtimmt ſeinen Vorſitzenden ſelbſt. 
Kommt der Arbeitgeber ſeiner Verpflichtung aus Abſ. 2 nicht nach, ſo beſtellt auf Antrag eines 
oder mehrerer wahlberechtigter Arbeitnehmer oder auf Antrag einer wirtſchaftlichen Vereinigung der 


Arbeitnehmer, ſolange ein Arbeitsgericht nicht gebildet iſt, der Vorſitzende des Gewerbegerichts einen 
Wahlvorſtand aus den wahlberechtigten Arbeitnehmern. Antragsberechtigt iſt auch das Gewerbeaufſichts— 


amt, oder ſofern der Betrieb nicht der Gewerbeaufſicht unterliegt, die vom Senat beſtimmte Behörde. 


Die Vorſchriften der Abſätze 2 und 3 gelten entſprechend, wenn ein Betrieb neu errichtet wird 
oder wenn die für die Errichtung eines Arbeitnehmerausſchuſſes vorgeſchriebene Mindeſtzahl von Arbeit⸗ 
nehmern erreicht wird. 

Die Wahl iſt durch den Wahlvorſtand unverzüglich nach ſeiner Beſtellung einzuleiten und ſoll 
ſpäteſtens nach 6 Wochen ſtattfinden. Kommt der Wahlvorſtand ſeiner Verpflichtung nicht nach, ſo erſetzt ihn 
der Vorſitzende des Gewerbegerichts auf Antrag eines der nach Ab. 3 Antragsberechtigten durch einen 
neuen Wahlvorſtand. 

8 21. 

Verſäumnis von Arbeitszeit infolge Ausübung des Wahlrechts oder Beſtätigung im Wahlvorſtande 
darf eine Minderung der Entlohnung oder der Gehaltszahlung nicht zur Folge haben. Vertrags- 
beſtimmungen, die dieſer Vorſchrift zuwiderlaufen, ſind nichtig. 


8 25. 8 
Die näheren Beſtimmungen über das Wahlverfahren trifft der Senat. 


2. Geſchäftsführung. 
8 26. 

Hat. der Arbeitnehmerausſchuß weniger als neun Mitglieder, jo wählt er aus feiner Mitte mit 
einfacher Stimmenmehrheit einen erſten und zweiten Vorſitzenden. Hat der Arbeitnehmerausſchuß ſowohl 
Arbeiter wie 1 als Mitglieder, ſo dürfen die beiden Vorſitzenden nicht der gleichen Gruppe 
angehören. 

8 27. 

Hat der Arbeitnehmerausſchuß neun oder mehr Mitglieder, ſo wählt er aus ſeiner Mitte nach den 
Grundſätzen der Verhältniszahl einen Betriebsausſchuß von fünf Mitgliedern. Hat der Arbeitnehmer⸗ 
ausſchuß ſowohl Arbeiter wie Angeſtellte als Mitglieder, ſo dürfen die Mitglieder des Betriesausſchuſſes 
nicht ſämtlich der gleichen Gruppe angehören. Der Betriebsausſchuß wählt aus ſeiner Mitte den erſten 
und zweiten Vorſitzenden unter entſprechender Anwendung des § 26. 


8 28. 
Der Vorſitzende oder ſein Stellvertreter ſind zur Vertretung des Arbeitnehmerausſchuſſes gegenüber 
dem Arbeitgeber und gegenüber dem Schlichtungsausſchuß befugt. 


8 29. 

Der Wahlvorſtand hat die Mitglieder des Arbeitnehmerausſchuſſes ſpäteſtens eine Woche nach ihrer 
Wahl zur Vornahme der nach den SS 22, 26, 27 erforderlichen Wahlen zuſammenzuberufen. Alle 
ſpäteren Sitzungen beraumt der Vorſitzende an, der auch die Tagesordnung feſtſetzt und die Ver⸗ 
handlungen leitet. Auf Verlangen von mindeſtens einem Viertel der Mitglieder des Arbeitnehmer- 
ausſchuſſes hat der Vorſitzende eine Sitzung anzuberaumen und den beantragten Beratungsgegenſtand 
auf die Tagesordnung zu ſetzen. Das gleiche gilt, wenn der Arbeitgeber es beantragt. 

Der Arbeitgeber nimmt außer an den Sitzungen zu denen er eingeladen iſt, an denen teil, die 
auf ſeinen Antrag anberaumt ſind. Ihm kann in dieſen Sitzungen der Vorſitz übertragen werden. 

Die Anrufung des Schlichtungsausſchuſſes iſt erſt zuläſſig, wenn mit dem Arbeitgeber nach recht⸗ 
zeitiger Einladung unter Mitteilung der Tagesordnung die ſtrittige Angelegenheit verhandelt worden 
oder wenn der Arbeitgeber oder ſein Vertreter trotz rechtzeitiger Einladung nicht erſchienen iſt. 


$ 30. 

Die Sitzungen des Arbeitnehmerausſchuſſes finden in der Regel und nach Möglichkeit außerhalb 
der Arbeitszeit ſtatt. Sind ſind nicht öffentlich. 

Von Sitzungen, die während der Arbeitszeit ſtattfinden müſſen, iſt der Arbeitgeber rechzeitig zu 
benachrichtigen. 5 

$ 31. 

Auf Antrag von einem Viertel der Mitglieder des Arbeitnehmerausſchuſſes iſt je ein Beauftragter 
der im Arbeitnehmerausſchuß vertretenen wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer zu den en 
mit beratender Stimme zuzuziehen. 

Der Arbeitgeber kann verlangen, daß je ein Henmſttogter der wirtſchaftlichen Vereinigungen, been 
er angehört, zu den Sitzungen, an denen er teilzunehmen berechtigt iſt, mit beratender Stimme hinzu⸗ 
gezogen werde. 
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8 32. i 
Ein gültiger Beſchluß des Arbeitnehmerausſchuſſes kann nur gefaßt werden, wenn alle Mitglieder 
unter Mitteilung der Beratungsgegenſtände geladen ſind und die Zahl der Erſchienenen mindeſtens die 
Hälfte der Zahl der Ausſchußmitglieder erreicht. Stellvertretung nach § 40 iſt zuläſſig. 


Die Beſchlüſſe werden durch Stimmenmehrheit der erſchienenen Mitglieder und Stellvertreter gefaßt. 
Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 


8 83. 

fiber jede Verhandlung des Arbeitnehmerausſchuſſes iſt eine Niederſchrift aufzunehmen, die mindeſtens 
den Wortlaut der Beſchlüſſe und die Stimmenmehrheit, mit der ſie gefaßt ſind, enthält und von dem 
Vorſitzenden und einen weiteren Mitglied zu unterzeichnen iſt. 

Hat der Arbeitgeber in der Verhandlung eine Erklärung abgegeben, jo iſt ihm die Niederſchrift 
zur Unterzeichnung vorzulegen. Es iſt ihm eine Abſchrift der Niederſchrift über die Verhandlung zu 
übergeben, an denen er teilzunehmen berechtigt war. 

Erachten die Arbeiter- oder Angeſtelltenvertreter, welche die Minderheitsgruppe der Arbeitnehmer 
darſtellen, einen in einer gemeinſamen Angelegenheit der Arbeiter und Angeſtellten gefaßten Beſchluß 
des Arbeitnehmerausſchuſſes als eine erhebliche Verletzung wichtiger Intereſſen der durch ſie vertretenen 
Arbeitnehmer, jo find fie berechtigt, ihren Standpunkt in einem beſonderen Beſchluſſe zum Ausdruck zu 
bringen und dieſen dem Arbeitgeber gegenüber zu vertreten. 

§ 34. 

Sonſtige Beſtimmungen über die Geſchäftsführung können in einer Geſchäftsordnung, die ſich der 

Arbeitnehmerausſchuß ſelbſt gibt, getroffen werden. 
§ 35. 

Die Mitglieder der Arbeitnehmerausſchüſſe und ihre Stellvertreter verwalten ihr Amt unentgeltlich 
als Ehrenamt. Notwendige Verſäumnis von Arbeitszeit darf eine Minderung der Entlohnung oder 
Gehaltszahlung nicht zur Folge haben. Vertragsbeſtimmungen, die dieſer Vorſchrift zuwiderlaufen, 
ſind nichtig. 

8 36. 

Die durch die Geſchäſtsführung entſtehenden notwendigen Koſten, einſchließlich etwaiger Aufwands⸗ 
entſchädigungen, trägt der Arbeitgeber, ſofern nicht durch Tarifvertrag etwas anderes beſtimmt iſt. Für 
die Sitzungen, die Sprechſtunden und die laufende Geſchäftsführung hat er die nach Umfang und 
Beſchaffenheit des Betriebs und der geſetzlichen Aufgaben des Arbeitnehmerausſchuſſes erforderlichen 
Räume und Geſchäftsbedürfniſſe zur Verfügung zu ſtellen. 


8 37. 


Die Erhebung und Leiſtung von Beiträgen der Arbeitnehmer für irgendwelche Zwecke der Betriebs“ 
vertretungen iſt unzuläſſig. 


8 38. 
Auf die Geſchäftsführung des Betriebsausſchuſſes finden die 88 29 bis 37, auf die Geſchäftsführung 


des Arbeiterausſchuſſes und des Angeſtelltenausſchuſſes der § 26 Satz 1, die 88 28 bis 37 entſprechende 
Anwendung. 


3. Erlöſchen der Mitgliedſchaft. 
§ 39. 

Die Mitgliedſchaft im Arbeitnehmerausſchuß erliſcht durch Niederlegung, durch Beendigung des 
Arbeitsvertrages oder durch Verluſt der Wählbarkeit. 

Auf Antrag des Arbeitgebers oder von mindeſtens einen Viertel der wahlberechtigten Arbeitnehmer 
kann der Schlichtungsausſchuß das Erlöſchen der Mitgliedſchaft eines Vertreters wegen gröblicher 
Verletzung ſeiner geſetzlichen Pflichten beſchließen. 

Das Erlöſchen der Mitgliedſchaft im Arbeitnehmerausſchuß hat das Erlöſchen der Mitgliedſchaft 
im Arbeiterausſchuß und Angeſtelltenausſchuß zur Folge. 

§ 40. 

Scheidet ein Mitglied aus, ſo tritt ein Erſatzmitglied nach den Beſtimmungen der Wahlordnung 
ein. Dies gilt auch für das Eintreten der Erſatzmitglieder als Stellvertreter für zeitweilig verhinderte 
Mitglieder. 

Die Erſatzmitglieder werden der Reihe nach aus den nicht gewählten, aber noch wählbaren Perſonen 
derjenigen Wahlvorſchlagsliſten entnommen, denen die zu erſetzenden Mitglieder angehören. 


§ 41. 
Auf Antrag des Arbeitgebers oder von mindeſtens einem Viertel der wahlberechtigten Arbeitnehmer 
lenn der Schlichtungsausſchuß die Auflöſung des Arbeitnehmerausſchuſſes wegen gröblicher Verletzung 
ſeiner geſetzlichen Pflichten beſchließen. 


§ 42. 
Sobald die Geſamtzahl der Ausſchußmitglieder und Erſatzmitglieder unter die vorſchriftsmäßige 
Zahl der Ausſchußmitglieder (88 15, 16) ſinkt, iſt zu einer Neuwahl zu ſchreiten. 
Das gleiche gilt im Falle des § 41, ſowie beim Rücktritt des geſamten Arbeitnehmerausſchuſſes. 
Ein Eintreten von Erſatzmitgliedern ($ 40) findet in den Fällen dieſes Abſatzes nicht ſtatt. 


8 43. 
Iſt eine Neuwahl des geſamten Arbeitnehmerausſchuſſes notwendig, ſo bleiben die Mitglieder des 
alten Arbeitnehmerausſchuſſes ſolange im Amte, bis der neue gebildet iſt. Im Falle des § 41 kann der 
Schlichtungsausſchuß einen vorläufigen Arbeitnehmerausſchuß berufen. 


8 44. 

Auf das Erlöſchen der Mitgliedſchaft im Arbeiterausſchuß und Angeſtelltenausſchuß finden die 88 39 
bis 41 entſprechende Anwendung. Das Erlöſchen der Mitgliedſchaft im Arbeiterausſchuß oder Angeſtellten⸗ 
ausſchuß hat das Erlöſchen der Mitgliedſchaft im Arbeitnehmerausſchuß 55 Folge. 

Sinkt die Zahl der Ergänzungsmitglieder und der Erſatzmitglieder für ſie unter die vorſchriſts— 
mäßige Zahl ($ 5 Abſ. 4), fo findet dennoch keine Neuwahl ſtatt. 

Iſt der Arbeiterausſchuß oder Angeſtelltenausſchuß aufgelöſt oder zurückgetreten, ſo findet eine 
Neuwahl der gleichzeitig dem Arbeitnehmerausſchuß angehörigen Mitglieder und der Ergänzungsmitglieder 
in der bisherigen Anzahl für den Reſt der Wahlzeit des Arbeitnehmerausſchuſſ ſes ſtatt. § 43 findet 
entſprechende Anwendung. 

4. Betriebsverſammlung. 
8 456. 

Die Betriebsverſammlung beſteht aus den Arbeitnehmern des Betriebs. 

Kann nach der Natur oder der Größe des Betriebs eine gleichzeitige Verſammlung aller Arbeit— 
nehmer nicht ſtattfinden, ſo hat die Abhaltung der Betriebsverſammlung in Teilverſammlungen zu erfolgen. 


8 46. 

Der Vorſitzende des Arbeitnehmerausſchuſſes iſt berechtigt und auf Verlangen des Arbeitgebers 
oder auf Verlangen von mindeſtens einem Viertel der wahlberechtigten Arbeitnehmer verpflichtet, eine 
Betriebsverſammlung einzuberufen. 

Von Verſammlungen, die auf Verlangen des Arbeitgebers ſtattfinden, iſt dieſer zu benachrichtigen. 
Er hat das Recht in dieſen Verſammlungen zu erſcheinen oder ſich vertreten zu laſſen und ſich ſelbſt oder 
durch ſeine Vertreter an den Verhandlungen ohne Stimmrecht zu beteiligen. 

Die Betriebsverſammlung findet grundſätzlich außerhalb der Arbeitszeit ſtatt; ſoll in dringenden 
Fällen hiervon abgewichen werden, ſo iſt die Zuſtimmung des Arbeitgebers erforderlich. 


8 47. 
An den Betriebsverſammlungen kann je ein Beauftragter der im Betriebe vertretenen wirtjchaft- 
lichen Vereinigungen der Arbeitnehmer mit beratender Stimme teilnehmen. 


8 48. 


Die Betriebsverſammlung kann Wünſche und Anträge an den Arbeitnehmerausſchuß richten. Sie 
darf nur über Angelegenheiten verhandeln, die zu ihrem Geſchäftskreis gehören. 


8 49. 
Auf die Betriebsverſammlung der Arbeiter und der Angeſtellten finden die Beſtimmungen der 
* 88 45 bis 48 entſprechende Anwendung. 
B. Geſamtausſchuß. 
8 50. 


Befinden ſich innerhalb einer Gemeinde oder wirtſchaftlich zuſammenhängender, nahe bei einander 
liegender Gemeinden mehrere gleichartige oder nach dem Betriebszweck zuſammengehörige Betriebe in der 
Hand eines Eigentümers, jo kann durch übereinſtimmende Beſchlüſſe der einzelnen Arbeitnehmer- 
ausſchüſſe die Errichtung eines Geſamtausſchuſſes neben den Einzelausſchüſſen erfolgen. 
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$ 51. 

Anſtatt eines Geſamtausſchuſſes kann unter den gleichen Vorausſetzungen ein gemeinſamer Aus⸗ 
ſchuß errichtet werden, der an die Stelle der Einzelausſchüſſe tritt. 

Die wahlberechtigten Arbeitnehmeer eines jeden der zuſammengeſchloſſenen Betriebe können durch 
einen Mehrheitsbeſchluß, der ſpäteſtens ſechs Wochen vor Ablauf der Wahlzeit des gemeinſamen Aus⸗ 
ſchuſſes zu faſſen iſt, aus der Vereinigung ausſcheiden. 

Die Errichtung eines gemeinſamen Ausſchuſſes muß unter den Vorausſetzungen des Abſ. 1 für 
diejenigen Betriebe erfolgen, für die eine Betriebsvertretung nach den SS 1, 2, 62 nicht zu errichten wäre. 


8 52. | 

Ein Einzelausſchuß oder der Arbeitgeber kann beantragen, daß an die Stelle des Geſamtausſchuſſes b 

ein oder mehrere gemeinſame Ausſchüſſe treten, wenn hierdurch ohne Schädigung der Intereſſen der 

Arbeitnehmer eine weſentliche Vereinfachung des Geſchäftsganges eintreten würde. Über den Antrag 

entſcheidet, wenn nicht übereinſtimmende Beſchlüſſe der Einzelausſchüſſe zuſtande kommen, der Schlichtungs⸗ 

ausſchuß. 

Die wahlberechtigten Arbeitnehmer eines jeden der zuſammengeſchloſſenen Betriebe, können durch 

einen Mehrheitsbeſchluß, der ſpäteſtens ſechs Wochen vor Ablauf der Wahlzeit des gemeinſamen Aus- 

ſchuſſes zu faſſen iſt, die Auflöſung beantragen. Über den Antrag entſcheidet, wenn nicht übereinſtimmende 
Beſchlüſſe in allen Betrieben gefaßt werden, der Schlichtungsausſchuß. 


8 53. 

Die Beſtimmungen der §8 50 bis 52 finden auf die Betriebe der Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände Anwendung, auch wenn ſie nicht nach dem Betriebszweck zuſammengehören, auf die Betriebe 
anderer öffentlicher Körperſchaften nur, ſoweit ſie dem gleichen Dienſtzweig angehören. 

§ 54. 

Zur Wahl des Geſamtausſchuſſes bilden alle Arbeitermitglieder und alle Angeſtelltenmitglieder der 
einzelnen Ausſchüſſe je einen Wahlkörper. Jeder dieſer Wahlkörper wählt unter Leitung der drei älteſten 
Vorſitzenden der Einzelausſchüſſe aus feiner Mitte in geheimer Wahl, nach den Grundfätzen der Ver⸗ 
hältniswahl, die auf ihn entfallenden Mitglieder des Geſamtausſchuſſes. Mitgliederzahl und Zuſammen⸗ 
ſetzung des Geſamtausſchuſſes bemißt ſich nach den SS 15 und 16. 

Eine Bildung von beſonderen Arbeiterausſchüſſen und Angeſtelltenausſchüſſen innerhalb des 
Geſamtausſchuſſes findet nicht ſtatt. 5 85 

Auf die Geſchäftsführung des Geſamtausſchuſſes finden die SS 26 bis 37 entſprechende 5 

8 56. 

Die Wahl des Geſamtausſchuſſes erfolgt auf die Dauer von zwei Jahren. 

Die SS 39, 41 bis 43 finden auf das Erlöſchen der Mitgliedſchaft im Geſamtausſchuß enlipredhende 
Anwendung. f 

Ausſcheiden eines Mitgliedes aus dem Geſamtausſchuß hat das Ausſcheiden des Mitgliedes aus 
2 dem Einzelausſchuß zur Folge. Das gleiche gilt im umgekehrten Falle. 

7 In beiden Fällen tritt an die Stelle des ausgeſchiedenen ſein Erſatzmitglied im Einzelausſchuß. 

8 8 57. 

% In Betrieben mit Geſamtausſchüſſen treten an die Stelle der Betriebsverſammlung die Betriebs- 
verſammlungen der einzelnen Betriebe. 


C. Betriebsobmann. 
8 58. 
9 Der Betriebsobmann ($ 2) wird von den wahlberechtigten Arbeitnehmern des Betriebs aus ihrer 
* Mitte in geheimer Wahl mit einfacher Stimmenmehrheit auf die Dauer von einem Jahre gewählt. 
Wei Wiederwahl iſt zuläffig. 

Auf die Wahl des Betriebsobmanns finden die SS 20 bis 21, 23 bis 25 entſprechende Anwendung, 
jedoch $ 23 mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Wahlvorſtandes ein Wahlleiter tritt und die 
vierwöchige Friſt des § 23 Abſ. 1 auf eine Woche abgekürzt wird. 

8 59. 

Auf die Geſchäftsführung des Betriebsobmanns finden die 88 28, 35 bis 37 entſprechende An⸗ 

wendung. 
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$ 60. 

Auf das Erlöſchen der Stellung als Betriebsobmann finden § 39 Abſ. 1 und 2, § 43 entſprechende 
Anwendung. 
D. Sondervertretungen. 

8 61. 

Bei den Unternehmungen und Verwaltungen des Staats und der Gemeindeverbände, die ſich 
über einen größeren Teil des Staatsgebiets oder über mehrere Gemeindebezirke erſtrecken, wird die 
Bildung von Einzel- und Geſamtausſchüſſen ſowie die Abgrenzung ihrer Befugniſſe gegeneinander in 
Anlehnung an den Aufbau der Unternehmung oder Verwaltung im Verordnungswege geregelt. 

Die Verordnung wird vom Senat erlaffen nach Verhandlung mit den beteiligten wirtſchaftlichen 
Vereinigungen der Arbeitnehmer. 

Dieſe Verordnung kann auch feſtſetzen, welche Beſtandteile der Unternehmung oder Verwaltung 
als beſondere Betriebe im Sinne des § 9 Abſ. 2 anzuſehen find. 


8 62. 

Ein Arbeitnehmerausſchuß iſt nicht zu errichten oder hört zu beſtehen auf, wenn ſeiner Errichtung 
oder ſeiner Tätigkeit nach der Natur des Betriebs beſondere Schwierigkeiten entgegenſtehen und auf 
Grund eines für allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrages eine andere Vertretung der Arbeitnehmer 
des Betriebs beſteht oder errichtet wird. Dieſe Vertretung hat die in dieſem Geſetze dem Arbeitnehmer- 
ausſchuß übertragenen Aufgaben und Befugniſſe. 

Bei Ablauf eines ſolchen Tarifvertrages bleibt die nach Abſ. 1 errichtete Vertretung ſolange in 
Tätigkeit, bis ein neuer Tarifvertrag abgeſchloſſen und für allgemein verbindlich erklärt oder ein geſetz⸗ 
licher Arbeitnehmerausſchuß gewählt iſt. s 08. 

Iſt ein Antrag auf Erklärung der allgemeinen Verbindlichkeit eines Tarifvertrags geſtellt, jo kann 
der Senat auf Antrag der Antragsberechtigten die Ausſetzung der Wahl der Arbeitnehmerausſchüſſe 
innerhalb des Geltungsbereichs des Tarifvertrags bis zur Entſcheidung über die Verbindlichkeit anordnen. 

8 64. 

Betrifft der Tarifvertrag nicht ſämtliche Arbeitnehmer des Betriebs, fo wird für die nicht durch den 

Tarifvertrag gebundenen Arbeitnehmer zwecks Wahrnehmung ihrer Intereſſen eine Betriebsvertretung 


nach Maßgabe dieſes Geſetzes errichtet. 3865 

Beſteht in einem Betriebe, für die ein Arbeitnehmerausſchuß errichtet iſt, für die dem Betrieb an⸗ 
gehörigen öffentlichen Beamten eine Beamtenvertretung (Beamtenausſchuß), ſo können in gemeinſamen 
Angelegenheiten, welche in den Aufgabenkreis ſowohl des Arbeitnehmerausſchuſſes wie auch der Beamten- 
vertretung fallen, Arbeitnehmerausſchuß und Beamtenvertretung zu gemeinſamer Beratung zuſammentreten. 

Den Vorfitz führt für jede gemeinſame Sitzung abwechſelnd der Vorſitzende des Arbeitnehmeraus⸗ 
ſchuſſes und der der Beamtenvertretung. Die Einladungen und die Aufſtellung der Tagesordnung er- 
folgen durch beide Vorſitzende gemeinſam. 

Der Senat kann für die öffentlichen Behörden und die Staatsbetriebe ſowie für die öffentlich 
rechtlichen Körperſchaften, die hinſichtlich des Dienſtverhältniſſes ihrer Beamten der Staatsauſſicht unter- 
liegen ſowie die Gemeinden und Gemeindenverbände für ihre Betriebe nähere Vorſchriften erlaſſen. 


III. Aufgaben und Befugniſſe der Betriebs vertretungen. 
A. Arbeitnehmerausſchuß. 
8 66. 


Der Arbeitnehmerausſchuß hat die Aufgabe: 

1. in den Betrieben mit wirtſchaftlichen Zwecken die Betriebsleitung durch Rat zu unterſtützen, 
um dadurch mit ihr für einen möglichſt hohen Stand und für möglichſte Wirtſchaftlichkeit der 
Betriebsleiſtungen zu ſorgen; 

2. in Betrieben mit wirtſchaftlichen Zwecken an der Einführung neuer Arbeitsmethoden fördernd 
mitzuarbeiten; 

3. für die Arbeitnehmer gemeinſame Dienſtvorſchriften und Anderungen derſelben im Rahmen 
der geltenden Tarifverträge nach Maßgabe des § 75 mit dem Arbeitgeber zu vereinbaren; 

4. das Einvernehmen innerhalb der Arbeitnehmerſchaft ſowie zwiſchen ihr und dem Arbeitgeber 
zu fördern und für Wahrung der Vereinigungsfreiheit der Arbeitnehmerſchaft einzutreten; 
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5. Beſchwerden des Arbeiterausſchuſſes und Angeſtelltenausſchuſſes entgegenzunehmen und auf 
ihre Abſtellung in gemeinſamer Verhandlung mit dem Arbeitgeber hinzuwirken; 

6. auf die Bekämpfung der Unfall- und Geſundheitsgefahren im Betriebe zu achten, das Gewerbe— 
aufſichtsamt und die ſonſtigen in Betracht kommenden Stellen bei dieſer Bekämpfung durch 
Anregungen, Beratung und Auskunft zu unterſtützen ſowie auf die Durchführung der gewerbe- 
polizeilichen Beſtimmungen und der Unfallverhütungsvorſchriften hinzuwirken; 

7. an der Verwaltung von Penſionskaſſen und Werkwohnungen ſowie ſonſtiger Betriebswohlfahrts⸗ 
einrichtungen mitzuwirken; bei letzteren jedoch nur, ſofern nicht beſtehende für die Verwaltung 
maßgebende Satzungen oder beſtehende Verfügungen von Todes wegen entgegenſtehen oder 
eine anderweitige Vertretung der Arbeitnehmer vorſehen. 

$ 67. ei 
Auf Betriebe, die politiſchen, gewerkſchaftlichen, konfeſſionellen, wiſſenſchaftlichen, künſtleriſchen und 
ähnlichen Beſtrebungen dienen, findet $ 66 Ziffer 1 und 2 keine Anwendung, ſoweit die en dieſer 
Beſtrebungen es bedingt. 
8 68. 
Bei der Wahrnehmung ſeiner Aufgaben hat der Arbeitnehmerausſchuß dahin zu wirken, daß von 
beiden Seiten Forderungen und Maßnahmen unterlaſſen werden, die das Gemeinintereſſe ſchädigen. 


8 69. 

Die Ausführung der gemeinſam mit der Betriebsleitung gefaßten Beſchlüſſe übernimmt die Betriebs— 
leitung. Ein Eingriff in die Betriebsleitung durch ſelbſtändige Anordnung ſteht dem Arbeitnehmerausſchuß 
nicht zu. 

§ 70. 

In Unternehmungen, für die ein Aufſichtsrat beſteht und nicht auf Grund anderer Geſetze eine 
gleichartige Vertretung der Arbeitnehmer im Aufſichtsrate vorgeſehen iſt, werden nach Maßgabe eines 
beſonderen hierüber zu erlaſſenden Gefetzes ein oder zwei Ausſchußmitglieder in den Auffichtsrat entſandt, 
um die Intereſſen und Forderungen der Arbeitnehmer ſowie deren Anſichten und Wünſche hinſichtlich der 
Organiſation des Betriebes zu vertreten. Soweit die Erfüllung dieſer Aufgaben in Frage ſteht, haben 
die Vertreter in allen Sitzungen des Aufſichtsrats Mitbeſtimmungsrecht, in allen übrigen Fragen Mit⸗ 
beratungsrecht. Sie erhalten jedoch keine andere Vergütung als eine Aufwandsentſchädigung. Sie find 
verpflichtet, über die ihnen gemachten vertraulichen Angaben Stillſchweigen zu bewahren. 


8 71. 

Zur Erfüllung ſeiner Aufgaben hat der Ausſchuß in Betrieben mit wirtſchaſtlichen Zwecken das 
Recht, vom Arbeitgeber zu verlangen, daß er den Betriebsausſchuß oder, wo ein ſolcher nicht beſteht, 
dem Arbeitnehmerausſchuß, ſoweit dadurch keine Betriebs- oder Geſchäftsgeheimniſſe gefährdet werden 
und geſetzliche Beſtimmungen nicht entgegenſtehen, über alle den Dienſtvertrag und die Tätigkeit der 
Arbeitnehmer berührenden Betriebsvorgänge Aufſchluß gibt und die Lohnbücher und die zur Durchführung 
von beſtehenden Tarifverträgen erforderlichen Unterlagen vorlegt. 

Ferner hat der Arbeitgeber vierteljährlich einen Bericht über die Lage und den Gang des Unter- 
nehmens und des Gewerbes im allgemeinen und über die Leiſtungen des Betriebes und den zu erwar— 
tenden Arbeitsbedarf im beſonderen zu erſtatten. 

Die Mitglieder der Betriebsausſchuſſes oder des Arbeitnehmerausſchuſſes find verpflichtet, über die 
ihnen vom Arbeitgeber gemachten vertraulichen Angaben Stillſchweigen zu bewahren. 


8 72. 

In Betrieben, deren Unternehmer zur Führung von Handelsbüchern verpflichtet ſind, und die in 
der Regel mindeſtens 300 Arbeitnehmer oder 100 Angeſtellte im Betriebe beſchäftigen, können die 
Arbeitnehmerausſchüſſe verlangen, daß den Betriebsausſchüſſen oder, wo ſolche nicht beſtehen, den 
Arbeitnehmerausſchüſſen alljährlich vom 1. Januar 1929 ab nach Maßgabe eines hierüber zu erlaſſenden 
Geſetzes eine Betriebsbilanz und eine Betriebs-Gewinn⸗ und Verluſt⸗Rechnung für das verfloſſene 
Geſchäftsjahr ſpäteſtens ſechs Monate nach Ablauf des Geſchäftsjahres zur Einſichtnahme vorgelegt und 
erläutert wird. 

Die Mitglieder des Betriebsausſchuſſes oder des Arbeitnehmerausſchuſſes ſind verpflichtet, über 
die ihnen vom Arbeitgeber gemachten vertraulichen Angaben Stillſchweigen zu bewahren. 


4 


7777. TUEE EEG B ˙ T ae a SR ge FT a Bene Zr a a Dr Er Eu ae! 
13 PURE = ’ u Au A en: r * 2 


“N a 8 73. 
5 Die §§ 70 und 72 finden auf die im 8 67 genannten Betriebe keine Anwendung, ſoweit die 
Eigenart des Betriebes es bedingt. 

Von der Verpflichtung der 88 70 und 72 können Unternehmungen oder Betriebe auf ihren Antrag 
durch den Senat befreit werden, wenn wichtige Staatsintereſſen dies erfordern. 

In den Fällen der Abſ. 1 und 2 hat der Betriebsausſchuß und, wo ein ſolcher nicht beſteht, der 
Arbeitnehmerausſchuß das Recht, falls ein Aufſichtsrat beſteht, Anträge und Wünſche hinſichtlich der 
Arbeitnehmerverhältniſſe und der Organiſation des Betriebes an den Auffichtsrat zu bringen und fie 
durch einen oder zwei Beauftragte im Aufſichtsrate zu vertreten. Der Vorſitzende des Aufſichtsrats hat 
baldmöglichſt eine Sitzung anzuberaumen und den Gegenſtand auf die Tagesordnung zu ſetzen. In 
dieſen Sitzungen haben die Vertreter des Arbeitnehmerausſchuſſes beratende und beſchließende Stimme. 0 

8 74. * 

Wird infolge von Erweiterung, Einſchränkung oder Stillegung des Betriebs oder infolge von 
Einführung neuer Techniken oder neuer Betriebs- oder Arbeitsmethoden die Einſtellung oder die Ent— 
laſſung einer größeren Zahl von Arbeitnehmern erforderlich, ſo iſt der Arbeitgeber verpflichtet, ſich mit 
dem Arbeitnehmerausſchuß, an deſſen Stelle, wenn dabei vertrauliche Mitteilungen gemacht werden müſſen, 
der etwa vorhandene Betriebsausſchuß tritt, möglichſt längere Zeit vorher über Art und Umfang der 
erforderlichen Einſtellungen und Entlaſſungen und über die Vermeidung von Härten bei letzteren ins 
Benehmen zu ſetzen. Der Arbeitnehmerausſchuß oder der Betriebsausſchuß kann eine entſprechende 
Mitteilung an den zuſtändigen Arbeitnachweis verlangen. 


8 75. 
Sollen gemäß $ 66 Ziffer 3 gemeinſame Dienſtvorſchriften vereinbart werden, jo hat der Arbeit- 
geber den Entwurf, ſoweit die Beſtimmungen nicht auf Tarifvertrag beruhen, dem Arbeitnehmerausſchuß 4 
vorzulegen. Kommt über den Entwurf keine Einigung zuſtande, ſo können beide Teile den Schlichtungs— g 
ausſchuß anrufen, der eine bindende Entſcheidung trifft. Die Verbindlichkeit der Entſcheidung erſtreckt 
ſich nicht auf die Dauer der Arbeitszeit. 5 
Entſprechend iſt bei Anderungen der Dienſtvorſchriften zu verfahren. 
8 76. 
Der Arbeitnehmerausſchuß kann in Betrieben mit über hundert Arbeitnehmern an einem Tage oder 
mehreren Tagen der Woche eine regelmäßige Sprechſtunde einrichten, in welcher die Arbeitnehmer Wünſche 
und Beſchwerden vorbringen können. Soll die Sprechſtunde innerhalb der Arbeitszeit liegen, ſo iſt dies 


mit dem Arbeitgeber zu vereinbaren. 
8 77. 


Ein von dem Arbeitnehmerausſchuß beſtimmtes Mitglied iſt bei Unfallunterſuchungen, die vom 


Arbeitgeber, dem Gewerbeaufſichtsamt oder ſonſtigen in Betracht kommenden Stellen im Betriebe vor— 
genommen werden, zuzuziehen. 


B. Arbeiterausſchuß und Angeſtelltenausſchuß. 
8 78. 
Der Arbeiterausſchuß und der Angeſtelltenausſchuß oder, wo einer von beiden nicht beſteht, der 
Arbeitnehmerausſchuß hat die Aufgabe, 

1. darüber zu wachen, daß in dem Betriebe die zugunſten der Arbeitnehmer gegebenen geſetzlichen 
Vorſchriften und die maßgebenden Tarifverträge ſowie die von den Beteiligten anerkannten | 
Schiedſprüche eines Schlichtungsausſchuſſes oder einer vereinbarten Einigungs- oder Schieds⸗ 9 
ſtelle durchgeführt werden; 

2. ſoweit eine tarifvertragliche Regelung nicht beſteht, im Benehmen mit den beteiligten wirt- 
ſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer bei der Regelung der Löhne und ſonſtigen Arbeits⸗ 
verhältniſſen mitzuwirken, namentlich auch 

bei der Feſtſetzung der Akkord- und Stücklohnſätze, 
oder der für ihre Feſtſetzung maßgebende Grundſätze, 
bei der Einfühung neuer Löhnungsmethoden, 
bei der Feſtſetzung der Arbeitszeit, insbeſondere bei Verlängerungen und Verkürzungen 
| der regelmäßigen Arbeitszeit, 
bei der Regelung des Urlaubs der Arbeitnehmer und 


bei Erledigung von Beſchwerden über die Ausbildung und Behandlung der Lehrlinge 
im Betriebe; 
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3. den Betrieb vor Erſchütterungen zu bewahren, insbeſondere vorbehaltlich der Befugniſſe der 
wirſchaftlichen Vereinigungen der Arbeiter und Angeſtellten (8 8); bei Streitigkeiten des 
Arbeiterausſchuſſes und des Angeſtelltenausſchuſſes, der Arbeiter- bezw. Angeſtelltenſchaft oder 
eines ihrer Teile mit dem Arbeitgeber, wenn durch Verhandlungen keine Einigung zu erzielen 
iſt, den Schlichtungsausſchuß oder eine vereinbarte Einigungs⸗ oder Schiedsſtelle anzurufen; 

4. die Arbeitsordnung oder ſonſtige Dienſtvorſchriften für eine Gruppe der Arbeitnehmer im 

Rahmen der geltenden Tarifverträge nach Maßgabe des $ 80 mit dem Arbeitgeber zu vereinbaren; 

5. Beſchwerden zu unterſuchen und auf ihre Abſtellung in gemeinſamer Verhandlung mit dem 
Arbeitgeber hinzuwirken; 

6. auf die Bekämpfung der Unfall⸗ und Geſundheitsgefahren ſeiner Gruppe im Betriebe zu 
achten, das Gewerbeaufſichtsamt und die ſonſtigen in Betracht kommenden Stellen bei dieſer 
Bekämpfung durch Anregungen, Beratung und Auskunft zu unterſtützen ſowie auf die Durch— 
führung der gewerbepolizeilichen Beſtimmungen und der Unfallverhütungsvorſchriften hinzuwirken; 

7. bei Kriegs⸗ und Unfallbeſchädigten für eine ihren Kräften und Fähigkeiten entſprechende 
Beſchäftigung durch Rat, Anregung, Schutz und Vermittelung bei dem Arbeitgeber und den 
Mitarbeitnehmern tunlichſt Sorge zu tragen; 

8. ſoweit eine tarifvertragliche Regelung nicht beſteht, nach Maßgabe der 88 81 bis 83 mit dem 
Arbeitgeber Richtlinien über die Einſtellung von Arbeitnehmern der Gruppe in den Betrieb 
zu vereinbaren; 

9. nach Maßgabe der 8$ 84 bis 90 bei Entlaſſungen von Arbeitnehmern der Gruppe mitzuwirken. 


8 79. 
Auf den Arbeiterausſchuß und Angeſtelltenausſchuß finden die 88 68 und 69 enſprechende Anwendung. 


8 80. 

Sollen gemäß $ 78 Ziffer 4 Arbeitsordnungen oder ſonſtige Dienſtvorſchriften für eine Gruppe 
der Arbeitnehmer vereinbart werden, jo findet $ 75 entſprechende Anwendung. 

Die im § 134 b Ziffer 4 der Gewerbeordnung vorgeſehene Feſtſetzung von Strafen erfolgt durch 
den Arbeitgeber gemeinſam mit dem Arbeiterausſchuß oder Angeſtelltenausſchuß. In Streitfällen ent⸗ 
ſcheidet der Schlichtungsausſchuß. 

Iſt die geltende Arbeitsordnung vor dem 1. Januar 1919 erlaſſen, ſo iſt binnen drei Monaten 
nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes eine neue Arbeitsordnung zu erlaſſen. 


8 81. 

Die gemäß 8 78 Ziffer 8 vereinbarten Richtlinien müſſen die Beſtimmung enthalten, daß die Ein- 
ſtellung eines Arbeitnehmers nicht von ſeiner politiſchen, militäriſchen, konfeſſionellen oder gewerkſchaftlichen 
Betätigung, von der Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einem politiſchen, konfeſſionellen oder beruflichen 
Verein oder einem militäriſchen Verband abhängig gemacht werden darf. Sie dürfen nicht beſtimmen, 
daß die Einſtellung von der Zugehörigkeit zu einem beſtimmten Geſchlecht abhängig ſein ſoll. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten nicht für die im § 67 genannten Betriebe, ſoweit die Eigenart 
ihrer Beſtrebungen es bedingt. 

Einſtellungen, die auf einer geſetzlichen, tarifvertraglichen oder durch Schiedsſpruch eines Schlichtungs- 
ausſchuſſes oder einer vereinbarten Einigungs⸗ oder Schiedsſtelle auferlegten Verpflichtung beruhen, gehen 
den Richtlinien in jedem Falle vor. a 

Im Rahmen der Richtlinien hat über die Einſtellung des einzelnen Arbeitnehmers der Arbeitgeber 
allein ohne Mitwirkung oder Aufficht des Arbeiterausſchuſſes oder Angeſtelltenausſchuſſes zu entſcheiden. 


8 82. 

Wird gegen die vereinbarten Richtlinien verſtoßen, ſo kann der Arbeiterausſchuß oder Angeſtellten⸗ 
ausſchuß binnen fünf Tagen nach Kenntnis von dem Verſtoß, jedoch nicht ſpäter als vierzehn Tage nach 
dem Dienſteintritt, Einſpruch erheben. 

Die Gründe für den Einſpruch und die Beweisunterlagen find vom Arbeiterausſchuß oder Angeſtellten⸗ 
ausſchuß bei den Verhandlungen mit dem Arbeitgeber vorzubringen. 

Wird bei dieſen Verhandlungen eine Einigung nicht erzielt, ſo kann der Arbeiterausſchuß oder 
Angeſtelltenausſchuß binnen drei Tagen nach Beendigung der Verhandlungen den zuſtändigen Schlichtungs— 
ausſchuß oder eine vereinbarte Schlichtungsſtelle anrufen. 

Der Einſpruch gegen die Einſtellung und die Anrufung des Schlichtungsausſchuſſes oder der Schieds— 
ſtelle hat keine aufſchiebende oder auflöſende Wirkung. 


4 


§ 83. 5 
Über den Einſpruch wird im Schlichtungsverfahren endgültig den Vor der Entſcheidung 
iſt der Eingeſtellte tunlichſt zu hören. Geht die Entſcheidung dahin, daß ein Verſtoß gegen die ver⸗ 
einbarten Richtlinien vorliegt, ſo kann darin ſogleich ausgeſprochen werden, daß das Dienſtverhältnis 
des Eingeſtellten als mit dem Eintritt der Rechtskraft der Entſcheidung unter Einhaltung der geſetzlichen 


Kündigungsfriſt gekündigt gilt. Die Entſcheidung ſchafft Recht zwiſchen dem beteiligten Arbeitgeber und 
und Arbeitnehmer. . 


8 84. 

Arbeitnehmer können im Falle der Kündigung ſeitens des Arbeitgebers binnen fünf Tagen nach 

der Kündigung Einſpruch erheben, indem ſie den Arbeiterausſchuß oder Angeſtelltenausſchuß, und wo ein 

ſolcher nicht beſteht, den Obmann anrufen: 

1. wenn der begründete Verdacht vorliegt, daß die Kündigung wegen der Zugehörigkeit zu einem 
beſtimmten Geſchlechte, wegen politiſcher, militäriſcher, konfeſſioneller oder gewerkſchaftlicher 
Betätigung oder wegen Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einem politiſchen, konfeſſionellen 
oder beruflichen Verein oder einem militäriſchen Verband erfolgt iſt; 

2. wenn die Kündigung ohne Angabe von Gründen erfolgt iſt; 

3. wenn die Kündigung deshalb erfolgt iſt, weil der Arbeitnehmer ſich a dauernd andere 
Arbeit, als die bei der Einſtellung vereinbarte zu verrichten; 

4. wenn die Kündigung ſich als eine unbillige, nicht durch das Verhalten des Arbeitnehmers 
oder durch die Verhältniſſe des Betriebes bedingte Härte darſtellt. 

Erfolgt die Kündigung friſtlos aus einem Grunde, der nach dem Geſetze zur Kündigung 
des Dienſtverhältniſſes ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt berechtigt, ſo kann der Ein⸗ 
ſpruch auch darauf geſtützt werden, daß ein ſolcher Grund nicht vorliegt. 

§ 85. 
Das Recht des Einſpruchs nach § 84 Ziffer 1 gilt nicht für die im $ 67 genannten Betriebe, ſoweit 
die Eigenart ihrer Beſtrebungen es bedingt. 5 
Das Recht des Einſpruchs beſteht nicht 


eines Schlichtungsausſchuſſes oder einer vereinbarten Einigungs⸗ oder Schiedsſtelle auferlegten 
Verpflichtung beruhen; 
2. bei Entlaſſungen, die durch gänzliche oder teilweiſe Stillegung des Betriebes erforderlich 
werden. 
8 86. 
Bei der Anrufung müſſen die Gründe des Einſpruchs dargelegt und die Beweiſe ihrer Berechtigung 
vorgebracht werden. Erachtet der Arbeiterausſchuß oder der Angeſtelltenausſchuß die Anrufung für be⸗ 
gründet, jo hat er zu verſuchen, durch Verhandlungen eine Verſtändigung mit dem Arbeitgeber herbei- 
zuführen. Gelingt dieſe Verſtändigung binnen einer Woche nicht, ſo kann der Arbeitnehmerausſchuß oder 
der betroffene Arbeitnehmer binnen weiteren fünf Tagen den Schlichtungsausſchuß anrufen. 
Im Falle des § 84 Abſ. 2 hat der Schlichtungsausſchuß das Verfahren auszuſetzen, wenn auf 
Grund der Kündigung ein gerichtliches Verfahren anhängig iſt oder die Ausſetzung des Verfahrens zur 
Herbeiführung einer gerichtlichen Entſcheidung von einer der Parteien beantragt wird. Das Verfahren 
nimmt ſeinen Fortgang, wenn nicht binnen vier Wochen ſeit der Stellung des Antrages auf Ausſetzung 
die Erhebung der Klage nachgewieſen iſt oder wenn eine rechtskräftige gerichtliche Entſcheidung vorliegt, 
wonach die Berechtigung zur friſtloſen Entlaſſung verneint iſt. 
Der Einſpruch gegen die Kündigung und die Anrufung des Schlichtungsausſchuſſes haben keine 
auſſchiebende Wirkung. 
8 87. 

Über den Einſpruch ($ 84) wird im geſetzlichen Schlichtungsverfahren endgültig entſchieden. 
Geht die Entſcheidung dahin, daß der Einſpruch gegen die Kündigung gerechtfertigt iſt, ſo iſt 
zugleich für den Fall, daß der Arbeitgeber die Weiterbeſchäftigung ablehnt, ihm eine Entſchädigungspflicht 
aufzuerlegen. Die Entſchädigung bemißt ſich nach der Zahl der Jahre, während derer der Arbeitnehmer 
in dem Betrieb insgeſamt beſchäftigt war, und darf für jedes Jahr bis zu einem Zwölftel des letzten 
Jahresarbeitsverdienſtes feſtgeſetzt werden, jedoch im ganzen nicht über ſechs Zwölftel hinausgehen. 
Dabei iſt ſowohl auf die wirtſchaftliche Lage des Arbeitnehmers als auch auf die wirtſchaftliche Leiſtungs⸗ 


1. bei Entlaſſungen, die auf einer geſetzlichen oder tarifvertraglichen oder durch Schiedsſpruch 
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fähigkeit des Arbeitgebers angemeſſene Rückſicht zu nehmen. Die Entſcheidung ſchafft Recht zwiſchen dem 
beteiligten Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 

Innerhalb dreier Tage nach Kenntnis von dem Eintritt der Rechtskraft der im Schlichtungs— 
verfahren ergangenen Entſcheidung hat der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer mündlich oder durch Aufgabe 
zur Poſt zu erklären, ob er die Weiterbeſchäftigung oder die Entſchädigung wählt. Erklärt er ſich nicht, 
ſo gilt die Weiterbeſchäftigung als abgelehnt. 

8 88. 

Der Arbeitgeber iſt im Falle der Weiterbeſchäftigung verpflichtet, dem Arbeitnehmer, falls inzwiſchen 
die Entlaſſung erfolgt war, für die Zeit zwiſchen der Entlaſſung und der Weiterbeſchäftigung Lohn oder 
Gehalt zu gewähren. $ 615 Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet entſprechende Anwendung. Der 
Arbeitgeber kann ferner öffentlich-rechtliche Leiſtungen, die der Arbeitnehmer aus Mitteln der Erwerbs⸗ 
loſen⸗ oder Armenfürſorge in der Zwiſchenzeit erhalten hat, zur Anrechnung bringen und muß dieſe 
Beträge der leiſtenden Stelle zurückerſtatten. 

8 89. 

Der Arbeitnehmer iſt berechtigt, falls er inzwiſchen einen neuen Dienſtvertrag abgeſchloſſen hat, die 
Weiterbeſchäftigung bei dem früheren Arbeitgeber zu verweigern. Er hat hierüber unverzüglich nach 
Empfang der im § 87 Abſ. 3 vorgeſehenen Erklärung des Arbeitgebers, ſpäteſtens aber eine Woche nach 
Kenntnis der Rechtskraft der im Schlichtungsverfahren ergangenen Entſcheidung dem Arbeitgeber mündlich 
oder durch Aufgabe zur Poſt eine Erklärung abzugeben. Erklärt er ſich nicht, ſo erliſcht das Recht der 
Verweigerung. Macht er von ſeinem Verweigerungsrechte Gebrauch, ſo iſt ihm, falls inzwiſchen die 
Entlaſſung erfolgt war, Lohn oder Gehalt nur für die Zeit zwiſchen der Entlaſſung und dem Eintritt 
der Rechtskraft der im Schlichtungsverfahren ergangenen Entſcheidung zu gewähren. § 88 Satz 2 und 3 
finden entſprechende Anwendung. 

§ 90. 

Wird in den Fällen der §8 81 bis 89 die Einhaltung der Friſten durch Naturereigniſſe oder 
andere unabwendbare Zufälle verhindert, ſo findet Wiedereinſetzung in den vorigen Stand nach näherer 
Vorſchrift der Ausführungsbeſtimmungen ſtatt. 


O. Geſamtausſchuß. 
i 8 91. 
Beſteht neben Einzelausſchüſſen ein Geſamtausſchuß, ſo ſtehen erſteren die Obliegenheiten und 
Befugniſſe der Arbeitnehmerausſchüſſe nur hinſichtlich der Einzelbetriebe zu, die ſie vertreten. 
Der Geſamtausſchuß iſt für die gemeinſamen Angelegenheiten mehrerer Einzelbetriebe und für die 
Angelegenheiten des geſamten Betriebes oder Unternehmens zuſtändig. 


D. Betriebsobmann. 
8 92. 
Der Betriebsobmann hat die Aufgaben und Befugniſſe, die nach § 66, § 78 Ziffer 1 bis 7 und 
den $$ 71, 77, 84 dem Arbeitnehmerausſchuß (Arbeiterausſchuß und Angeſtelltenausſchuß) zuſtehen. 
Die Ss 67 bis 69 finden entſprechende Anwendung. 


IV. Enticheidung von Streitigkeiten. 
8 98. 
Der Schlichtungsausſchuß entſcheidet bei Streitigkeiten über 
1. die Notwendigkeit der Errichtung, die Bildung und Zuſammenſetzung einer Betriebsvertretung 
im Sinne dieſes Geſetzes; 
2. Wahlberechtigung oder Wählbarkeit eines Arbeitnehmers; 
3. Einrichtung, Zuſtändigkeit und Geſchaͤftsführung der Betriebsvertretungen und Verſammlungen; 
4. die Notwendigkeit von Geſchäftsführungskoſten der Betriebsvertretungen; 
5. alle Streitigkeiten, die ſich aus den in dieſem Geſetze vorgeſchriebenen Wahlen ergeben. 
V. Schutz und Strafbeſtimmungen. 
8 94. 
Den Arbeitgebern und ihren Vertretern iſt unterſagt, ihre Arbeitnehmer in der Ausübung der ſich 
aus dieſem Geſetz ergebenden Rechte zu beſchränken oder ſie deswegen zu benachteiligen. 
8 95. 
Zur Kündigung des Dienſtverhältniſſes eines Mitglieds der Betriebsvertretung oder zu ſeiner 
Verſetzung in einen anderen Betrieb bedarf der Arbeitgeber der Zuſtimmung der Betriebsvertretung. 
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Die Zuſtimmung iſt nicht erforderlich: 

1. bei Entlaſſung, die auf einer geſetzlichen oder kart perkeagüüchen oder durch Schiedsſpruch eines 
Schlichtungsausſchuſſes oder einer vereinbarten Einigungs- oder . auferlegten Ver⸗ 
pflichtung beruhen; 

2. bei Entlaſſungen, die durch Stilegung des Betriebs erſorderlich ſind; 

3. bei friſtloſen Kündigungen aus einem Grunde, der nach dem Geſetze zur Kündigung des 
Dienſtverhältniſſes ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt berechtigt. 

Im Falle des Abſ. 2 Ziffer 3 iſt der Einſpruch nach Maßgabe des 8 84 Abſ. 2 und 8 86 Abf. 2 
ſtatthaft. 

Wird eine friſtloſe Kündigung (Abſ. 2 Ziffer 3) durch rechtskräftiges gerichtliches Urteil oder durch 
Entſcheidung des Schlichtungsausſchuß für ungerechtfertigt erklärt, ſo gilt die Kündigung als vom Arbeit⸗ 
geber zurückgenommen. 8 89 findet entſprechende Anwendung. 


8 96. 

Iſt die Zuſtimmung der Vetriebsvertretung erforderlich und wird ſie verſagt, ſo iſt der Arbeitgeber 
berechtigt, den Schlichtungsausſchuß anzurufen, der durch ſeinen Spruch die fehlende Zuſtimmung der 
Betriebsvertretung erſetzen kann. Er darf die Zuſtimmung nicht erſetzen, wenn er feſtſtellt, daß die Kündigung 
als ein Verſtoß gegen die im 8 95 auferlegten Pflichten anzuſehen iſt. Bis zur Entſcheidung des 
Schlichtungsausſchuſſes iſt der Arbeitgeber verpflichtet, den . weiter in ſeinem Betriebe zu 
beſchäftigen. 

8 97. 

Auf die in den SS 62, 63 bezeichneten . finden die Beſtimmungen der 8$ 94 bis 96 
entſprechende Anwendung. 

Auf die Betriebsobleute finden ſie mit der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle der Betriebs⸗ 
vertretung die Mehrheit der wahlberechtigten Arbeitnehmer des Betriebs tritt. 


8 98. 

Arbeitgeber oder ihre Vertreter, die der Vorſchrift des 8 94, auch ſoweit fie im § 97 für anwendbar 
erklärt iſt, vorſätzlich zuwiderhandeln, werden mit Geldſtrafe bis zu 2000 Gulden oder mit Haft beſtraft. 

Die gleiche Strafe trifft Arbeitgeber oder ihre Vertreter, die den Vorſchriften des 8 23 Abſ. 2 und 
3 vorſätzlich zuwiderhandeln. 

Ebenſo werden Arbeitgeber oder ihre Vertreter beſtraft, die es vorſätzlich unterlaſſen, der Betriebs- 
vertretung gemäß den $$ 71, 72 Aufſchluß zu geben, Bericht zu erſtatten, die Lohnbücher, die zur Durch⸗ 
führung von beſtehenden Tarifverträgen erforderlichen Unterlagen, die Bilanz oder die Gewinn- und 
Verluſtrechnung vorzulegen oder zu e oder die dieſen Verpflichtungen vorſätzlich nicht rechtzeitig 
nachkommen. 

Wer unter Verletzung der ihm nach den 88 71, 72 obliegenden Pflichten zum Zwecke der Täuſchung 
und in der Abſicht, den Arbeitnehmern Schaden zuzufügen, in den Darſtellungen, Berichten und Über— 
ſichten über den Vermögensſtand des Unternehmens beſtimmte falſche Tatſachen angibt oder beſtimmte 
richtige Tatſachen unterdrückt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu 
10000 Gulden oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 

Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag der Betriebsvertretung ein. Iſt eine Betriebsvertretung 
nicht vorhanden, jo iſt das Gewerbeaufſichtsamt oder, ſofern der Betrieb der Gewerbeaufſicht nicht unter- 
liegt, die vom Senat beſtimmte Behörde antragsberechtigt. Die Zurücknahme des Antrages iſt zuläſſig. 

8 99. 

Wer unbefugt vertrauliche Angaben, Betriebs- oder Geſchäftsgeheimniſſe offenbart, die ihm als 
Angehörigen einer Betriebsvertretung bekanntgeworden und als ſolche bezeichnet worden find, wird mit 
Geldſtrafe bis zu 1500 Gulden oder mit Haft beſtraft. 

Wer die Tat in der Abſicht begeht, ſich oder einem anderen einen Vermögensvorteil zu verſchaffen 
oder dem Arbeitgeber Schaden zuzufügen, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. Neben der 
Gefängnisſtrafe kann auf Geldſtrafe bis zu 3000 Gulden erkannt werden. Sind mildernde Umſtände 
vorhanden, ſo tritt ausſchließlich die Geldſtrafe ein. Neben der Strafe kann auf die Einziehung der 
durch die ſtrafbare Handlung erlangten Vorteile erkannt werden. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Unternehmers ein. Die Zurücknahme des Antrages iſt 
zuläſſig. 
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VI. Ausführungs- und übergangsbeſtimmungen. 
$ 100. 

Der Senat iſt befugt, nach Anhörung der wirtſchaftlichen Organiſationen der Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetze zu erlaſſen. 
8 101. 

Bei der erſten Wahl, die ſpäteſtens ſechs Wochen nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes einzuleiten iſt, 
erfüllt die im § 23 Abſ. 1 dem Arbeitnehmerausſchuß zugewieſene Aufgabe der Arbeiterausſchuß, der die 
Beſtellung des Wahlvorſtandes in einer von ſeinem Vorſitzenden anzuberaumenden gemeinſamen Sitzung 
mit dem etwa vorhandenen Angeſtelltenausſchuſſe vorzunehmen hat. Iſt ein Arbeiterausſchuß nicht 
vorhanden, ſo tritt an ſeine Stelle der Angeſtelltenausſchuß. 

Kommt der Arbeiterausſchuß oder Angeſtelltenausſchuß ſeiner Verpflichtung nicht nach oder iſt ein 
Arbeiterausſchuß oder Angeſtelltenausſchuß nicht vorhanden, ſo iſt das im § 23 Abſ. 2 bezeichnete Ver⸗ 
fahren einzuſchlagen. 

Für die erſte Wahl des Betriebsobmanns hat der Arbeitgeber den älteſten wahlberechtigten Arbeit⸗ 
nehmer zum Wahlleiter zu beſtellen ($ 58 Abſ. 2). 


8 102. 

Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes treten folgende Anderungen in Kraft: 

1. die Verordnung über die Einſtellung und Entlaſſung von Arbeitern und Angeſtellten während 
der Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung vom 3. September 1919 (R. G. Bl. S. 1500) 
wird aufgehoben, ſoweit darin die Verbindlichkeitserklärung von Schiedsſprüchen geregelt iſt, 
bleibt ſie bis zum Erlaß eines beſonderen Geſetzes in Kraft; 

2. die SS 7 bis 14 und 8 19 der Verordnung über Tarifverträge, Arbeiter- und Angejtellten- 
ausſchüſſe und Schlichtung von Arbeitsſtreitigkeiten vom 23. Dezember 1918 (R. G. Bl. S. 1456) 
werden aufgehoben; 

3. die 88 20 ff. der zu 2 genannten Verordnung werden dahin geändert, daß überall an die 
Stelle der Arbeiterausſchüſſe und Angeſtelltenausſchüſſe die Betriebsvertretungen nach Maß⸗ 
gabe dieſes Geſetzes, ſowie, daß an die Stelle der Vertretungen nach § 12 der Verordnung 
die nach § 62 dieſes Geſetzes treten; 

4. der 8 134 a Abſ. 2 und § 134 b Abſ. 3 der Gewerbeordnung werden dahin geändert, daß 
als derjenige, der die Arbeitsordnung und Nachträge zu derſelben erläßt, der Arbeitgeber 
zuſammen mit dem Arbeiter- (Angeſtellten⸗) Ausſchuß gilt. Als Unterſchrift des Arbeiter⸗ 
(Angeſtellten⸗) Ausſchuſſes gilt diejenige des Vorſitzenden; 

5. die 88 134 d und 134 h der Gewerbeordnung werden aufgehoben; 

6. der $ 134 e Abſ. 1 der Gewerbeordnung erhält folgende Faſſung: 

Die Arbeitsordnung ſowie jeder Nachtrag zu derſelben ift binnen 3 Tagen nach dem 
Erlaß in zwei Ausfertigungen der unteren Verwaltungsbehörde einzureichen; 
der $ 13 Satz 1 der Verordnung betr. eine vorläufige Landarbeitsordnung vom 24. Januar 
1919 (R. G. Bl. S. 111) erhält folgende Faſſung: 
In Betrieben, in denen ein Arbeiter- (Angeftellten-) Ausſchuß beſteht, iſt eine Arbeits- 
ordnung zu erlaſſen und an ſichtbarer Stelle auszuhängen; 

8. ſoweit in anderen Geſetzen und Verordnungen und in den Tarifverträgen Arbeiteraus- 
ſchüſſe und Angeſtelltenausſchüſſe genannt werden, treten an ihre Stelle die Betriebövertre- 
tungen nach Maßgabe dieſes Geſetzes, in Betrieben, die unter $ 62 fallen, die dort genannten 
Vertretungen. 
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8 103. 

Wenn bis zum 31. Dezember 1928 das im $ 72 vorgeſehene Geſetz über die Betriebsbilanz nicht 
beſteht, iſt dem Arbeitnehmerausſchuß eine den Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuches entſprechende 
Bilanz und Gewinn. und Verluſtrechnung vorzulegen. 

§ 104. 

Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

Mit Vollziehung der erſten Wahl nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes hören die vorhandenen Arbeiter- 
und Angeſtelltenausſchüſſe, mit Ausnahme der unter $ 62 fallenden, zu beſtehen auf. 

Danzig, den 31. Auguſt 1928. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinski. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


